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Die Erweiterung der Telekommunikations-Infrastrukturen 
und der Ausbau der Telekommunikationslinien werden 
durch den Einsatz unterschiedlichster Verlegetechniken 
ermöglicht. Insbesondere in unterversorgten Gebieten 
ländlich strukturierter Regionen kann durch die Nutzung 
konventioneller und insbesondere innovativer alternativer 
Verlegetechniken der Glasfaserausbau zu den Gebäuden 
(Fiber to the Building (FTTB)) und Wohnungen (Fiber to the 
Home (FTTH)) signi�kant beschleunigt werden. Es ist zu er-
warten, dass durch die Verlegung in geringerer Verlegetiefe 
die Tie�aukosten, die den überwiegenden Teil der Kosten 
des Ausbaus ausmachen, spürbar verringert und gleichzei-
tig die Geschwindigkeit der Projektrealisierung deutlich ge-
steigert werden. Gleiches gilt in bestimmten Fällen für die 
oberirdische Verlegung der Telekommunikationslinien. Das 
Gesetz nimmt in § 68 TKG zunächst keine Bevorzugung ei-
ner bestimmten Verlegeart – ober- oder unterirdisch – vor. 
Beide Arten der Verlegung können unter den jeweiligen 
Voraussetzungen gleichberechtigt zum Einsatz kommen.

Durch entsprechende Änderung der einschlägigen Vor-
schriften im TKG wurde es bereits 2012 gesetzlich für zu-
lässig erklärt, dass die Verlegetiefe beim Breitbandausbau 
durch Nutzung der Micro- oder Minitrenching-Verfahren 
in Abweichung von den Allgemeinen Technischen Bestim-
mungen verringert werden kann. Ausgenommen hiervon 
sind gemäß § 68 Abs. 2 S. 4 TKG nur Bundesautobahnen 
und autobahnähnlich ausgebaute Bundesfernstraßen.

Im Zuge des DigiNetz-Gesetzes zur Erleichterung des Aus-
baus digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze wurde 2016 die 
bisherige Beschränkung zulässiger alternativer Verlege-
techniken auf Mini- und Microtrenching in § 68 Abs. 2 TKG 
aufgehoben und allgemein die Verlegung in geringerer als 
der gewöhnlichen Verlegetiefe für zulässig erklärt. Damit 
sind nunmehr alle Verlegetechniken und Bauverfahren für 
in reduzierter Tiefe verlegte Glasfaserleitungen oder Leer-
rohrsysteme, die der Aufnahme von Glasfaserleitungen die-
nen, von der Ausnahmeregelung umfasst.

Da eine Verlegung in geringerer Verlegetiefe im Einzelfall 
das Schutzniveau für Telekommunikations-Infrastrukturen 
beeinträchtigen und den Erhaltungsaufwand des Straßen-
baulasträgers insgesamt erhöhen kann, ist im Rahmen der 
Zustimmung des Wegebaulastträgers nach § 68 Abs. 2 S. 3 
TKG eine gebundene Abwägungsentscheidung zu treffen. 

Dabei ist dem Antrag auf Verlegung in geringerer Tiefe im-
mer stattzugeben, wenn keiner der abschließend aufge-
zählten Ablehnungsgründe vorliegen. Ablehnungsgründe 
sind die wesentliche Beeinträchtigung des Schutzniveaus, 
die wesentliche Erhöhung des Erhaltungsaufwandes und 
vom Antragsteller nicht übernommene Aufwendungen für 
etwaige wesentliche Beeinträchtigungen.

Bei einer oberirdischen Verlegung kommen die gesetzli-
chen Normen des § 68 Abs. 2 S. 5 bis 7 TKG zur Anwendung, 
sodass die Interessen des Wegebaulastträgers, des Telekom-
munikationsnetzbetreibers und die städtebaulichen Belan-
ge abzuwägen sind, wobei in der Abwägung der Anschluss 
vereinzelt stehender Gebäude oder Gebäudeansammlun-
gen berücksichtigt werden kann. Eine Verlegung sollte un-
terirdisch erfolgen, wenn diese im Rahmen einer Gesamt-
baumaßnahme koordiniert werden kann.

Es ist Ziel dieser Broschüre, den Entscheidern vor Ort eine 
allgemeine Darstellung der Vor- und Nachteile der jeweili-
gen Verlegetechniken an die Hand zu geben, um die Vortei-
le einer alternativen Verlegung in allen hierfür geeigneten 
Fällen zum Zuge kommen zu lassen und damit den Breit-
bandausbau zu beschleunigen.

1. Einleitung

§ 68 Abs. 3 TKG 2016:
Bei der Verlegung oberirdischer Leitungen bedarf es ge-
mäß § 68 Abs. 3 S.1 TKG grundsätzlich der Zustimmung 
des Wegebaulastträgers. Das BMVI hat jedoch klarge-
stellt: Die Verlegung der Glasfaserfreileitungen auf beste-
henden Holzmasten im Wege der bloßen „Mehrung/Er-
gänzung“ bzw. im Austausch ist zustimmungsfrei, wobei 
eine Information des Wegebaulastträgers durch den Be-
treiber der Glasfasertelekommunikationslinie geboten ist. 
Soweit sich die Holzmasten oder etwa Gestänge/Quer-
träger (Ausleger) bzw. die Leitungen nicht auf bzw. über, 
sondern längs der gewidmeten Verkehrswege be�nden, 
ist § 68 TKG bereits nicht einschlägig, da dieser nur die 
Nutzung der öffentlichen Verkehrswege betrifft. Zustim-
mungsp�ichtig ist allerdings die Neuerrichtung, Vergrö-
ßerung oder Verschiebung von Masten. Wird jedoch die 
oberirdische Verlegung beantragt, sind die Interessen des 
Wegebaulastträgers, der Betreiber öffentlicher Kommu-
nikationsnetze sowie die städtebaulichen Belange durch 
den Wegebaulastträger abzuwägen (§ 68 Abs. 3 S. 5 TKG). 
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Dieses Dokument dient einer Bestandsaufnahme zum Fra-
genkomplex der sogenannten „untiefen Verlegetechniken“ 
und beschreibt hierfür die gängigen Methoden zur minder-
tiefen Verlegung, erläutert ihre Einsatzzwecke, Einsatzbe-
reiche sowie Kostenfaktoren und stellt Vor- und Nachteile 
gegenüber der klassischen Grabenbauweise dar. Da bisher 
nicht für alle Verlegetechniken allgemein verbindliche Re-
gelwerke bestehen, werden ihre Vor- und Nachteile gegen-
über der klassischen Verlegemethode des offenen Graben-
baus für die erforderliche Einzelabwägung in Fachkreisen 
offen diskutiert. Die vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (BMVI) ins Leben gerufene Ar-
beitsgruppe Digitale Netze hat diese Diskussion aufgegrif-
fen und stellt mit dieser Broschüre den Entscheidern vor 
Ort Erläuterungen und Abwägungshilfen als Entschei-
dungshilfe zur Verfügung.

Ferner enthält dieses Dokument einen Auszug aus zu be-
achtenden Regelwerken, die direkt oder indirekt Bestim-
mungen zur Festlegung von Grabentiefen zur Verlegung 
von Leitungen enthalten. In der AG sind neben dem zu-
ständigen Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur Experten der Wirtschafts- und Verkehrsmi-
nisterkonferenzen der Länder, der kommunalen Spitzen-
verbände, des Breitbandbüros des Bundes sowie der Tele-
kommunikationsverbände und -unternehmen vertreten. 
Eine vollständige Au¦istung der AG-Mitglieder �ndet sich 
am Ende der Broschüre.

In die Abwägung kann zugunsten einer Verlegung ober-
irdischer Leitungen insbesondere ein�ießen, dass ver-
einzelt stehende Gebäude oder Gebäudeansammlungen 
erschlossen werden sollen“ (§ 68 Abs. 3 S. 6 TKG). Das ge-
richtlich voll überprüfbare Ergebnis der Abwägung kann 
dann im Fall einer Zustimmung zur oberirdischen Verle-
gung mit Nebenbestimmungen versehen werden. Zu be-
achten ist auch, dass bei der Errichtung von Holzmasten 
Verkehrssicherungsp�ichten im Hinblick auf die Schaf-
fung einer Gefahrenlage einzuhalten sind. Auch hierzu 
hat das BMVI eine entsprechende Klarstellung veröffent-
licht, die für weitere erhebliche Erleichterungen bei der 
Errichtung sorgt. Demnach können die für die Glasfaser-
verlegung relevanten Holzmasten mit einer Länge von 
7 Metern im Regelfall ohne Schutzmaßnahmen in Form 
von Fahrzeugrückhaltesystemen errichtet werden.
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2. Verlegemethoden und  
eingesetzte Techniken

Telekommunikationskabel und -leitungen werden in der 
Regel in einer Verlegetiefe von 60 cm verlegt. Im Straßen-
bereich können aber je nach Einsatzbereich auch Min-
destüberdeckungen der zu verlegenden Kabelinfrastruktur 
bis zu 1,20 m oder mehr notwendig sein. Im Einzelfall sind 
die entsprechenden Regelungen der Allgemeinen Techni-
schen Bestimmungen für die Benutzung von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen durch Leitungen und Tele-
kommunikationslinien (ATB-BeStra 2008) zu beachten.1

Im weiteren Dokument wird für die Verlegung in „geringe-
rer Tiefe“ aus Vereinfachungsgründen eine Verlegetiefe von 
60 cm allgemein als Referenztiefe herangezogen. 

Folgende Verlegetechniken werden derzeit im Tie�au 
eingesetzt und werden im Folgenden im Hinblick auf ihre 
Eignung für die Verlegung in geringerer Tiefe gegenüber-
gestellt:

 � Offene Grabenbauweise 

 � Trenchingverfahren 

 � Horizontal-Spülbohrverfahren 

 � Pressbohrung (Erdraketentechnik) 

 � P¦ugtechnik

Über die vorangestellten Verlegetechniken hinaus:

 � Oberirdische Errichtung von Telekommunikations- 
linien

Im Rahmen der Einzelabwägung vor Ort sind die alternati-
ven Verlegetechniken bzw. die oberirdische Errichtung von 
Telekommunikationslinien beim Straßenbau regelmäßig 
den Vor- und Nachteilen der klassischen offenen Graben-
bauweise gegenüberzustellen, denn eine Abweichung ist 

1 Auch nach den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedin-
gungen der Deutschen Telekom AG (DTAG), ZTV-TKNetz 10, 
beträgt die Mindestüberdeckung 50 cm. Die Mindestüberde-
ckung ist so zu wählen, dass die Leitungszone nicht in den 
Oberbau hineinragt.

nur in Absprache mit dem Baulastträger, zum Beispiel der 
jeweiligen Kommune, möglich. Eine vergleichbare Abwä-
gung sollte auch bei Gehwegen, Radwegen und sonstigen 
Straßenrandbereichen erfolgen.

2.1 Offene Grabenbauweise

Die offene Grabenbauweise ist ein Verfahren im Leitungs-
tie�au für die Erdverlegung von Ver- und Entsorgungs-
leitungen. Dabei wird die Erdober¦äche geöffnet und ein 
Graben ausgehoben. Die offene Grabenbauweise kommt in 
allen topologischen Szenarien zum Einsatz und ist grund-
sätzlich bei allen Arten von Ober¦ächen durchführbar.

Je nach zu verlegender Infrastruktur, Bodenart und bereits 
vorhandenen Infrastrukturen erfolgt die Erstellung des 
Grabens in unterschiedlicher Weise.

Abbildungen 1 und 2: Offene Grabenbauweise
Quelle: atene KOM GmbH, Florian Schuh
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Für den Leitungstie�au von Telekommunikationslinien  
werden sowohl Handschachtungen als auch Baugeräte  
(z.B. Minibagger) und Fräsen eingesetzt.

Nach dem Verlegen der Leitungen wird der ausgehobene 
Graben wieder verfüllt, der Boden lagenweise verdichtet 
und die Ober¦äche wiederhergestellt. In Deutschland sind 
Grabentiefen bis zu 1,25 m ohne Abböschung der Graben-
kante bzw. ohne Einsatz eines Grabenverbaus zulässig.

Die hier beschriebene offene Grabenbauweise in Regeltiefe 
dient als Referenzverfahren, um die im Folgenden darge-
stellten alternativen Verlegetechniken zu bewerten.

2.2 Offene Grabenbauweise mit geringerer Verle-
getiefe

Die offene Grabenbauweise kann auch zur Verlegung in 
geringerer Tiefe genutzt werden. Bereits durch Abweichung 
von der Regeltiefe, der Durchführung in Geh- und Radwe-
gen oder durch den Einsatz von Grabenfräsen können ge-
gebenenfalls Einsparpotentiale realisiert werden.

So kann bei der offenen Grabenbauweise für FTTB/FTTH-
Anschlussnetze die Verlegetiefe im Straßenrandbereich 
bzw. in Rad- und Gehwegen im Einzelfall auf 20-60 cm 
verringert werden. Das reduziert das Volumen des Aushubs 
und ermöglicht im gesamten Bauprozess von Öffnung, 
Trassenlegung, Verdichtung und Schließung nach Unter-

Vorteile offener Grabenbauweise in klassischer  
Verlegetiefe:
- Hohe Lebensdauer bei fachgerechter Ausführung
- I. d. R. keine Einschränkungen hinsichtlich Nennwei-

te, Pro�lart und Rohrwerkstoff
- Verfügbarkeit von Rohren und Bauteilen mit de�nier-

ten Materialeigenschaften

Nachteile offener Grabenbauweise in klassischer  
Verlegetiefe:
- Hoher Material- und Arbeitsaufwand
- Lange Baustellenzeiten
- Starke Beeinträchtigung des Bauumfeldes (z.B. Lärm-

belästigung, Verkehrsstörungen)
- Schädigung intakter Ober�ächen
- Gefährdung angrenzender Außenanlagen birgt Risiko 

hoher Zusatzkosten durch Beschädigung z.B. von  
Bewuchs

- Teilweise Abtransport des Aushubs erforderlich
- Damit insgesamt ein hoher Kostenaufwand

Abbildungen 3 bis 5: Baustellenbereich mindertiefe Grabenfräse
Quellen: Deutsche Glasfaser Holding GmbH (3); BMVI (4 und 5)
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nehmensangaben eine Bauleistung von bis zu mehreren 
hundert Metern pro Tag. Anbieter können auch bei Ver-
wendung der klassischen offenen Grabenbauweise durch 
eine geringere Verlegetiefe die Kosten des Leitungstie�aus 
senken und die Geschwindigkeit bei der Realisierung von 
FTTB/FTTH-Netzinfrastrukturen erhöhen. Nachteil der 
offenen Grabenbauweise in geringerer Verlegetiefe ist das 
später erhöhte Risiko möglicher Kabelschäden (insbeson-
dere bei fehlender bzw. fehlerhafter Dokumentation der 
verlegten Kabel), welches den Einsparpotentialen gegenzu-
rechnen ist.

2.3 Trenchingverfahren

Beim Trenching wird ein Schlitz in eine Straßendecke, 
einen Asphaltgeh- oder -radweg oder nicht befestigte Flä-
chen gefräst oder gesägt, in den erdverlegbare Mikrorohre 
eingelegt werden und der dann unmittelbar danach mit 
einer Füllmasse verschlossen wird.

Trenching verspricht kurze Bauzeiten und deutlich nied-
rigere Baukosten gegenüber der Verlegung in der offenen 
Grabenbauweise.

Die Trenchingverfahren werden in Abhängigkeit der zu re-
alisierenden Schlitz- bzw. Grabenbreite als Nano- (bis 2 cm), 
Micro- (8 cm bis 12 cm), Mini- (12 cm bis 20 cm) oder Mac-
rotrenching (20 cm bis 30 cm) sowie nach der verwendeten 
Schneide- bzw. Frästechnik unterschieden.

Vorteile offener Grabenbauweise in geringerer  
Verlegetiefe gegenüber klassischer Verlegetiefe:
- Reduzierter Kostenaufwand 
- Erhöhung der Baugeschwindigkeit
- Gleichbleibend hohe Lebensdauer bei fachgerechter 

Ausführung

Nachteile offener Grabenbauweise in geringerer  
Verlegetiefe gegenüber klassischer Verlegetiefe:
- Erhöhtes Risiko möglicher Kabelschäden durch die 

geringere Verlegetiefe
- Höherer Dokumentationsaufwand
- Es verbleibt ein hoher, wenn auch reduzierter  

Kostenaufwand

Abbildung 6: Trenching
Quelle: DTAG 

Abbildung 7: Fräsrad im Graben
Quelle: LEONHARD WEISS GmbH & Co. KG
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Neben asphaltierten Ober¦ächen können auch andere Bö-
den bei einer Breite bis 60 cm und einer Tiefe bis zu 200 cm 
bearbeitet werden.

Als innovative Verfahren zur Verlegung von Glasfaserka-
beln in Straßen und Wegen stellen die Trenching-Techno-
logien ein großes Potenzial für zügigen und kostenef�zien-
ten Breitbandausbau dar.

Die Verfahren haben eine hohe Bauleistung von ca. 250 bis 
600 m pro Tag und führen aufgrund der raschen Wieder-
verfüllung des Straßenkörpers zu einer Verminderung 
etwaiger Verkehrsbeeinträchtigungen. Alle 600 m bis 800 
m sind Schächte für das Einblasen der Lichtwellenleiter- 
(LWL)-Kabel notwendig. Bei der Planung sind zukünftige 
Sanierungs- und Bauarbeiten am Straßenkörper zu berück-
sichtigen, so dass unter Beachtung der von der Forschungs-
gesellschaft für Straßenbau und Verkehr veröffentlichten 
„Hinweise für die Anwendung des Trenchingverfahrens bei 
der Verlegung von Glasfaserkabeln in Verkehrs¦ächen in 
Asphaltbauweise“ dieses bevorzugt im Bereich von Geh- 
und Radwegen eingesetzt werden sollte und hierbei der 
Zustand der vorhandenen Befestigung als ein Auswahl-
kriterium berücksichtigt werden muss. Die im Vorfeld der 
Arbeiten auszuführenden Voruntersuchungen hinsichtlich 
Beschaffenheit und Eignung des zu nutzenden Weges er-
möglichen signi�kante Einsparpotenziale im Regelfall erst 
ab einer bestimmten Länge der Verlegestrecke.

Die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen (FGSV) hat auf der Basis bestehender Richtlinien und 
Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV/ZTV) sowie 
der Erfahrungen bei der Durchführung von Aufgrabungen 
im kommunalen Straßenbau ein Hinweispapier veröffent-
licht (H Trenching2). In Ergänzung bestehender Regelun-
gen enthält das Dokument Hinweise und Erläuterungen 
zum Au�ruch von Verkehrs¦ächen, zum Herstellen und 
Verfüllen von Leitungsgräben, zur Wiederherstellung 
der Oberbauschichten von Asphaltstraßen und zu Quali-
tätsanforderungen für Baustoffe und Bauverfahren. Neben 
allgemeinen Bestimmungen (bautechnische Grundsät-
ze, zu verwendende Verfüllmaterialien, Festigkeitsanfor-

2 https://breitbandbuero.de/hinweispapier-der-fgsv-zur- 
anwendung-des-microtrenching-veroeffentlicht/.

derungen) detaillieren die Hinweise auch Verfahren zur 
Bauausführung (Herstellung des Schlitzes, Verlegung der 
Leerrohre, Wiederherstellung des Oberbaus). Damit wird 
der technische Rahmen gebildet, der es Kommunen und 
Straßenbaubehörden erlaubt, beim Breitbandausbau mit-
tels Micro-, Mini-, oder Macrotrenchingverfahren auf ein 
größtmögliches Maß an Sicherheit im Hinblick auf Erhalt 
von Substanz und Beschaffenheit der genutzten Straßen 
und Wege zu setzen.

Aufgrund der Vielzahl von Trenchingverfahren und man-
gels universell geeigneter Verfüllbaustoffe wurde über das 
Hinweispapier hinaus bisher kein formelles technisches 
Regelwerk für zu verwendende Verfüllbaustoffe zum dau-
erhaften Verschließen des Schlitzes erstellt, das sicherstellt, 
dass konstruktionsbedingte Anforderungen des Straßen-
baus, wie ausreichende Verdichtung, Frostsicherheit, Was-
serdurchlässigkeit und Wiederausbaubarkeit und Dauer-
haftigkeit der Verfüllstoffe gewährleistet sind. Gleichwohl 
können Kommunen und Straßenbaubehörden auf Grund-
lage des Hinweispapiers ihre Abwägungsentscheidungen 
beim Breitbandausbau mittels z.B. Microtrenching treffen, 
um den Ausbauaufwand einerseits mit einem größtmög-
lichen Maß an Sicherheit im Hinblick auf den Erhalt von 
Substanz und Beschaffenheit der genutzten Straßen und 
Wege, insbesondere bei der Wiederherstellung des Ober-
baus in der Asphaltbefestigung, andererseits in Einklang zu 
bringen. Eine besondere Bedeutung hat dabei die Wieder-
herstellung des Oberbaus in der Asphaltbefestigung. Das 
Hinweispapier emp�ehlt hierfür eine geeignete Vorgehens-
weise.

Das Nano- oder Microtrenchingverfahren sollte nur bei 
Vorhandensein einer geeigneten Asphaltschicht eingesetzt 
werden. Die Verlegung in der gegebenenfalls stufenförmig 
gesägten Fuge �ndet idealerweise innerhalb der Asphalt-
decke statt.

Pilotversuche bei gep¦asterten Ober¦ächen oder bei im 
Vorfeld beschädigten Asphaltdecken haben gezeigt, dass 
Trenching aufgrund der drohenden Durchtrennung der 
Verbundp¦astersteine oder Platten durch das Sägeblatt 
dort nur eingeschränkt einsetzbar ist. Bei offener Bauwei-
se sind gep¦asterte Ober¦ächen dagegen vergleichsweise 
einfach aufzunehmen und wieder instand zu setzen. Beim 
Einsatz von Trenchingverfahren hingegen würden die 
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Vorteile der Trenchingverfahren gegenüber offener  
Grabenbauweise:
- Die Ausführung ist weniger aufwendig, Baukosten 

werden eingespart
- Die Baustellen sind generell kleiner (Wanderbau-

stellen)
- Die Baustellenzeit ist kürzer (250 – 600 m pro Tag 

möglich)
- Verkehrsbehinderungen und Belästigungen der  

Anwohner verringern sich

Nachteile der Trenchingverfahren gegenüber offener 
Grabenbauweise:
- Bei Verbund-P�aster-Flächen und schadhaften  

Asphaltober�ächen kaum geeignet
- Erhöhtes Risiko möglicher Kabelschäden der verleg-

ten Kabelinfrastruktur durch die geringere Verlege-
tiefe

- Praktische Restriktionen/Mehraufwand bei Hausein-
führungen (z.B. Erfordernis eines zusätzlichen Kopf-
lochs)

- Niveauveränderungen des Straßenkörpers durch 
Bodenverschiebungen oder Gebrauchseinwirkungen 
sowie Frost- oder Verdichtungsschäden sind möglich

- Technisches Regelwerk für den Einsatz von geeigne-
ten Verfüllbaustoffen liegt noch nicht vor

- Ersatz oder Umlegung des Kabels im Zuge der bau-
lichen Erhaltung der Straßenbefestigung erforderlich, 
wenn das Kabel im Asphaltoberbau angeordnet ist

P¦astersteine dauerhaft beschädigt. Der eingesetzte Ver-
füllstoff verfügt nicht über die gleichen Eigenschaften wie 
die P¦astersteine, was zu Beschädigungen bei Belastungen 
durch Verkehr oder durch Temperaturschwankungen füh-
ren kann.

Auch bei bereits beschädigten Asphaltstraßen ist die vor-
handene Spannung der Straßenkonstruktion durch Ver-
kehr und Witterungsein¦üsse innerhalb des Straßenober-
baus bereits eingeschränkt. Durch den zusätzlichen Schlitz 
beim Trenchingverfahren wird die Konstruktion weiter ge-
schwächt. Dies kann dazu führen, dass der Asphaltoberbau 
frühzeitig ausgetauscht werden muss. Hierbei müsste dann 
auch das in der Straße verlegte Glasfaserkabel ausgetauscht 
bzw. neu verlegt werden.
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Abbildung 9: Spülbohrverfahren – Bohrkopf an der Einführungsstelle
Quelle: atene KOM GmbH, Florian Schuh

Abbildung 8: Spülbohrverfahren (Prinzipdarstellung), Quelle: BMVI

2.4 Horizontal-Spülbohrverfahren

Das Horizontal-Spülbohrverfahren ist eine Richtbohr-
technik, die es ermöglicht, grabenlos Kabelschutzrohre zu 
verlegen. Häu�ger Einsatzbereich ist die Querung von Hin-
dernissen wie Flussläufen, Alleen (Baumschutz) und Bahn-
trassen. Das Verfahren eignet sich auch für die Verlegung 
von Telekommunikationslinien in Geh- und Radwegen 
und wird bereits von vielen Marktteilnehmern standar-
disiert und über viele Distanzen genutzt. Es spart Kosten, 
Aufwand, Zeit und mindert die Belastung von Anwohnern 
bzw. Verkehrsteilnehmern.

Zwischen zwei Baugruben wird eine steuerbare Pilotboh-
rung durchgeführt. Die Wirkung von Rotation, Hub- und 
Stoßbewegungen und Ver¦üssigung ermöglicht einen Vor-
trieb bei unterschiedlichsten Bodenbeschaffenheiten.  
Mittels einer Bentonit-Bohrspülung (Bohrsuspension) 
wird das Erdreich zusätzlich gelockert und das Bohrgut 
aus dem Kanal gefördert (gespült). Durch das anschließen-
de Verpressen der Bohrung mit dem Bentonit unter sehr 
hohem Druck durch den Bohrkopf wird zusätzlich das 
Erdreich rund um die Bohrung in einem Ringbereich sta-
bilisiert. Nach der durchgeführten Pilotbohrung wird eine 
Räum- oder Ausweitbohrung vorgenommen. Hierzu wird 
der Bohrkopf in der Zielbaugrube ausgetauscht und dieser 
erweitert beim Zurückziehen des Bohrgestänges den vor-
handenen Kanal. Wassergesättigte Böden oder das Auftre-
ten von Grundwasser stellen kein Problem dar. Sie sind auf-
grund des verringerten Spülungsverlustes sogar vorteilhaft.

Das Horizontal-Spülbohrverfahren kommt insbesondere  
dann zur Anwendung, wenn ein offener Tie�au nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht realisierbar ist. Hierzu 
zählt vor allem die Querung von Hindernissen. Weitere An-
wendungsfelder sind der Einsatz bei besonders schützens-

werten Ober¦ächen, wie unter Denkmalschutz stehenden 
P¦asterungen oder Naturschutzgebieten.

Das Horizontal-Spülbohrverfahren wird je nach eingesetz-
tem Bohrgerät in unterschiedlichen Maximaltiefen durch-
geführt. Kleine Bohrgeräte können Tiefen bis zu 10 m er-
reichen, große Bohrgeräte mit Bohrlängen von bis zu 2 km 
können Tiefen von 300 m und mehr erreichen.
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Vorteile des Horizontal-Spülbohrverfahrens  
gegenüber klassischer Verlegung:
- Einsetzbarkeit in vielen Bodenarten
- Geringerer Materialeinsatz
- Kürzere Bauzeit
- Weniger beanspruchte Verkehrs�ächen
- Geringere Beschädigung der Ober�ächen
- Geringerer Aufwand bei der Wiederherstellung der 

Ober�ächen
- Hohe Praktikabilität bei der Anbindung von FTTB/

FTTH-Hausanschlüssen
- Weniger Baustoffmengen; grabenlos verlegte Leitun-

gen besitzen eine längere Lebensdauer

Besonderheiten des Spüllanzenverfahrens:
- Kontinuierliche Vermessung des Spülkopfes, d.h.  

jederzeitige Positionskenntnis
- Zwischengruben oder Bergegruben können mit mini-

malem Aufwand erstellt werden
- Geringere Wahrscheinlichkeit von Schäden an 

Fremdleitungen
- Nur Betriebsdruck von 3,5 bis 8 bar gegenüber 15 bis 

80 bar bei Horizontalbohrungen, deshalb keine Aus-
bläser bei geringer Überdeckung (ab 0,4 m)

Nachteile des Horizontal-Spülbohrverfahrens  
gegenüber klassischer Verlegung:
- Durch Ein- und Austrittswinkel ggf. Teilstreckenrück-

bau erforderlich
- Kenntnis vorhandener Infrastruktur notwendig, um 

Schäden zu verhindern
- Bei Benutzung in geringer Tiefe (< 20-30 cm) kann es 

durch die Verdrängung zu Ober�ächenhebungen und 
-verformungen kommen (z.B. angehobene Bordsteine)

- Unter Umständen unerwünschtes ober�ächiges Aus-
treten der Bohrsuspension insbesondere bei geringer 
Tiefenlage und lockeren, nicht bindigen Böden (Aus-
bläser)

- Zum Teil werden Umwelt– sowie Gesundheitsbeden-
ken bezüglich der Bentonit-Bohrsuspension und ihrer 
Inhaltsstoffe (Additive) laut; ggf. Beurteilung der Eig-
nung des Bodens für die Anwendbarkeit des Verfah-
rens erforderlich

Besonderheiten des Spüllanzenverfahrens:
- In steinigem Boden nicht einsetzbar, Hindernisse 

müssen ausgegraben werden
- Kostengünstiger als das klassische Horizontal-Spül-

bohrverfahren

Mitunter können kostenintensive Untersuchungen der 
ausgespülten Böden vor einer Entsorgung nötig sein. 
- Eine Sonderform des Horizontal-Spülbohrverfahrens 

stellt das sog. Spüllanzenverfahren dar, bei dem Bau-
gruben ferngesteuert über kürzere Distanzen mit einer 

nahezu waagerechten Spülbohrung verbunden werden 
können. Beim Einsatz einer Spülgarnitur aus Kunststoff 
und rein manuellem Vorschub ohne Drehantrieb kann 
die Gefahr der Beschädigung bereits im Boden vorhan-
dener Leitungen und Kabel stark verringert werden.

Abbildungen 10 und 11: Prinzipdarstellung des Spüllanzenverfahrens (oben: Manuelles Schieben, unten: Einsatz eines Drehantriebs) 
Quelle: easy2jet
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2.5 Pressbohrung (Erdraketentechnik)

Die Erdraketentechnik ist ein Bodenverdrängungsverfah-
ren, bei dem ein pneumatisch angetriebener Bodenver-
drängungshammer (Erdrakete) mittels Druckluft durch das 
Erdreich getrieben wird. Durch die entstandene Erdröh-
re wird unmittelbar im gleichen Arbeitsgang ein Schutz-
rohr im Hin- oder Rücklauf der Rakete eingezogen. Damit 
macht auch die Erdraketentechnik ein unterirdisches Ver-
legen ohne Öffnung der Ober¦äche möglich. Die Überde-
ckungshöhe muss allerdings mindestens dem Zehnfachen 
des Durchmessers der Erdrakete entsprechen, um Aufwöl-
bungen der Geländeober¦äche zu vermeiden.

Das Verfahren erlaubt die Verlegung auf Längen von bis zu 
50 m bei Durchmessern von 65 - 180 mm.

Die Erdraketentechnik eignet sich für Bodengruppen nach 
DIN 18196. In Mooren oder sehr felsigen Böden kann sie 
nicht eingesetzt werden.

Eine aktive Steuerung der Pressbohrung im Erdreich ist 
anders als bei der Spülbohrung nicht möglich. Falls die ein-
mal ausgerichtete Erdrakete durch Hindernisse im Erdreich 
blockiert wird, muss ein Rücklauf zur Startgrube möglich 
sein. Das Verfahren eignet sich besonders für kurze Que-
rungen von Verkehrswegen, da der Verkehr bei diesem Ver-
fahren nicht behindert wird. Zudem kommt die Erdrakete 
auch bei der Herstellung des Hausanschlusses zum Ein-
satz, um ein Aufgraben des Grundstücks zu umgehen. Es 
müssen lediglich eine Start- und eine Zielgrube ausgeho-
ben werden. Ein abgewandeltes Verfahren ermöglicht das 
Ansetzen der Erdrakete innerhalb der anzuschließenden 
Räumlichkeiten, womit ein vorgelagerter Grubenaushub 
entfallen kann. Zur Vermeidung von Schäden des Wurzel-
bereichs von Bäumen können Erdraketen mit einem glat-
ten Aufsteckkopf zum Einsatz kommen.

Im Vergleich zu der Horizontal-Spülbohrung ist die Erd-
raketentechnik weniger aufwendig und schneller einsetz-
bar. Die Druckluft kann mit einem Baustellenkompressor 
erzeugt werden.

Eine untiefe Verlegung ist mit diesem Verfahren möglich, 
bietet dabei aber keinen signi�kanten wirtschaftlichen Vor-
teil, sondern birgt in Abhängigkeit vom Bohrdurchmesser 
vielmehr bei zu ¦acher Ausführung das Risiko der Zerstö-
rung von Ober¦ächen (Minderdeckung führt immer zur 
Aufwölbung).

Abbildungen 12 und 13: Erdraketentechnik zur Herstellung eines 
Hausanschlusses, Quelle: REHAU AG+Co

Vorteile der Pressbohrung gegenüber klassischer  
Verlegung:
- Das Verfahren ist weniger aufwendig und spart Bau-

kosten
- Die Baustellen sind kleiner (Kop�öcher am Anfang 

und am Ende der Strecke)
- Verkürzte Baustellenzeit, damit verringern sich Ver-

kehrsbehinderungen, Luftverschmutzung durch Ab-
gase und Belästigungen der Anwohner

Nachteile der Pressbohrung gegenüber klassischer  
Verlegung:
- Das Verfahren wird fast ausschließlich für Hausan-

schlüsse genutzt
- Gefahr von Zerstörungen vorhandener Infrastruktu-

ren, eine genaue Kenntnis der Lage ist notwendig
- Nur Ausrichtung aber keine Steuerung möglich
- Nur kurze Strecken von 15 - 20 m möglich
- Bei Benutzung in Tiefen von ca. 20 - 30 cm kann es 

durch die Verdrängung zu Ober�ächenanhebungen 
und -verformungen kommen (z.B. angehobene Bord-
steine)

- Beim Auftreten von Hindernissen in der Trasse ggf. 
umfangreiche Anpassungen der Verlegetrassen erfor-
derlich
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Abbildungen 14 und 15: Leerrohrverdichtung im P�ugverfahren
Quelle: econtech GmbH

Vorteile des P�ugverfahrens gegenüber klassischer  
Verlegung:
- Extrem hohe Verlegeleistungen (bis zu 5 km am Tag)
- Einsetzbar in unterschiedlichsten Geländeformen
- GPS-Messung während der Verlegung (Wegfall zu-

sätzlicher Vermessungskosten)
- Rohrkanalbettung durch Einsandung der Leitung 

möglich
- Kostengünstige Verlegeart
- Sofortige Wiederherstellung der Trasse
- Geringe Verkehrsbeeinträchtigung
- Mehrfachverlegung von Leerrohren möglich

Nachteile des P�ugverfahrens gegenüber klassischer 
Verlegung:
- Nicht auf versiegelten Flächen anwendbar
- Gefahr von Zerstörungen vorhandener Infrastruktu-

ren; Notwendigkeit genauer Lagekenntnis
- Keine beliebige Bettung der Leerrohre möglich
- Möglichkeit von Riefenbildung beim Nachziehverfah-

ren

2.6 P�ugverfahren

Beim P¦ugverfahren wird ein Verlegep¦ug mit Hilfe einer 
Zugmaschine durch das Erdreich gezogen. In die dadurch 
entstehende Furche wird ein ¦exibles Leerrohr verlegt. 
Mikrokabelrohrverbunde sind durch ihre Flexibilität und 
durch die Liefermöglichkeit auf Trommeln besonders für 
das direkte Einp¦ügen geeignet.

Je nach Beschaffenheit des Bodens können pro Tag bis zu 
5.000 m Leerrohr verlegt werden. Das P¦ugverfahren eig-
net sich nicht für die Verlegung im Fels. Der Aushub kann 
leicht wieder eingebracht und verdichtet werden. Die Lei-
tungszone bleibt bestehen, der durchschnittene Bereich 
darüber lässt sich durch Verdichtung einfach wieder andrü-
cken.

Es können Leerrohre mit einem Außendurchmesser bis  
250 mm und in einer Tiefe von maximal 2 m verlegt wer-
den. Durch die fehlende Rohrkanalbettung besteht zwar 
eine latente äußere Krafteinwirkung. Erfahrungsgemäß 
sind jedoch Verkehrslasten bis 60 t Gesamtlast (SLW 60) bei 
einer Überdeckungshöhe von über 0,9 m problemlos mög-
lich.

Das Verfahren ist vergleichsweise kostengünstig und er-
laubt das Verlegen von weiten Strecken bei geringem 
Aufwand. Beispielsweise können Ortschaften entlang von 
Straßen oder Feldwegen miteinander verbunden werden. 
Allerdings kann es nur auf unversiegelten Ober¦ächen ein-
gesetzt werden und eignet sich daher nicht für asphaltierte 
Straßen. Hindernisse auf der Ober¦äche, ein zu starkes Ge-
fälle oder schlecht befahrbares Gelände können das Verfah-
ren stark behindern oder unmöglich machen.

Eine untiefe Verlegung bietet bei dem Verfahren gerin-
ge wirtschaftliche Vorteile. Bei einem Einsatz auf oder an 
landwirtschaftlichen Wegen besteht bei mindertiefer Ver-
legung eine gesteigerte Gefahr der Zerstörung der Kabel 
durch die Ackerwirtschaft.
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Abbildung 17: Kabelbefestigung mittels Doppelanker,
Quelle: JT-elektronik GmbH

Abbildung 16: Verwendung von Spannringen (sog. Briden),
Quelle: Fast Opticom AG

Abbildung 18: Einbau Schlauchliner zur Kanalsanierung und Schutz-
rohrpaket für Kabel,
Quelle: BKP Berolina Polyester GmbH & Co. KG 

2.7 Verlegung im Abwasserkanal

Eine Verlegung von Leerrohren und Glasfaserkabeln in 
Abwasserkanälen kann eine weitere Möglichkeit sein, Tief-
baukosten zu vermeiden und damit den Breitbandausbau 
kostengünstig voranzutreiben. Allgemein werden zwei 
Einbauszenarien unterschieden: Der direkte Einbau in den 
Kanal und der Einbau im Rahmen von Kanalsanierun-
gen. Je nach Kanaldurchmesser und -zustand kommen im 
Einzelfall unterschiedliche Verlegeverfahren in Frage. Die 
derzeit bekannten Verfahren, wie z.B. die Verwendung von 
Spannringen (sog. Briden) bzw. von Ankern (Dübeln), die in 
der Kanalrohrwand befestigt werden, oder von Schlauch- 
und Kurzlinern, werden im Merkblatt DWA-M 137-1 „Ein-
bauten Dritter in Abwasseranlagen – Teil 1: Elektronische 
Kommunikationseinrichtungen“ der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) 
dargestellt und bewertet.

Der Einbau in Abwasseranlagen ist grundsätzlich sowohl in 
begehbaren als auch in nicht begehbaren Kanälen möglich. 
Je nach Verlegeverfahren und technischem Zustand eignen 
sich sowohl betriebene als auch stillgelegte Abwasseranla-
gen. Der direkte Einbau erfolgt in nicht begehbaren Kanä-
len mit einem Durchmesser ab 20 cm (DN 200) z.B. mittels 
Verlegeroboter und in begehbaren Kanälen auf manuelle 
Art und Weise. Der Einbau im Rahmen von Kanalsanie-
rungen in nicht begehbaren Kanälen ab DN 100 erfolgt mit 
Schlauch- und Kurzlinern. Schlauchliner werden auch in 
begehbaren Kanälen eingesetzt.

Bei allen Verfahren sind die technische Eignung und der 
Zustand der Abwasseranlagen im Einzelfall eingehend zu 
prüfen, damit keine Einschränkung der Funktionsfähigkeit 
des Kanals statt�ndet. Der Einbau ist mit dem Abwasserbe-
trieb abzustimmen und der Stand der Technik ist einzuhal-
ten, insbesondere das Merkblatt DWA-M 137-1. Satzungen 
und Grunddienstbarkeiten der Abwasserbetriebe sind zu 
prüfen und ggf. anzupassen.
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Abbildung 19 Einbau Kurzliner zusammen mit Schutzrohr für Kabel,
Quelle: Gerald Preuß, Baubetriebshof der Stadt Oer-Erkenschwick 

Vorteile der Verlegung im Abwasserkanal gegenüber 
klassischer Verlegung:
- Weitestgehende Vermeidung von Tiefbauarbeiten
- Keine Kollision mit anderen Versorgungsleitungen bei 

Bau, Wartung und Betrieb
- Schnelle Verlegung bei geeigneten Abwasseranlagen
- Keine Beschädigungen der Kabel bei zukünftigen 

Tiefbauarbeiten, da das Abwassernetz wesentlich tie-
fer liegt als herkömmlich verlegte Kabel

- Installation unabhängig von der Tages- und Jahres-
zeit möglich

- Einsatz auch bei schwierigen oberirdischen Verhält-
nissen, insbesondere bei eingeschränkter Zugänglich-
keit der Ober�ächen 

- Das Verlegeverfahren ist weniger aufwendig und 
spart Baukosten insbesondere bei versiegelten Ober-
�ächen und schwierigen Bodenverhältnissen

- Insbesondere geeignet für Punkt zu Punkt-Anbin-
dungen, Behördennetze, Schulen ans Netz, FTTC/
FTTB in Gewerbegebieten, Firmenvernetzung

Nachteile der Verlegung im Abwasserkanal gegenüber 
klassischer Verlegung:
- Einbau nur möglich, wenn baulicher Zustand und 

betriebliche und hydraulische Verhältnisse des Kanals 
und der Schächte für das jeweilige Verfahren geeig-
net sind – daher Prüfung des Kanalzustandes erfor-
derlich

- Bei Fräs- und Ankerverfahren ist eine ausreichende 
Wanddicke erforderlich; eine Schädigung des Kanal-
rohrs ist möglich

- Einbauten können bei nicht fachgerechter Befesti-
gung zu Ab�usshindernissen werden – daher müssen 
Einbausituation und verwendete Materialien hoch-
druckspülfest sein und der Kanalatmosphäre stand-
halten

- Möglicher Mehraufwand des Kanalbetriebs und bei 
Kanalsanierungen sind vorab abzuschätzen und ver-
traglich zu regeln (z.B. Betriebssicherheit, Störungs-
beseitigung, Betriebswartung, Inspektionsarbeiten, 
Sanierung/nachträgliche Änderung der Kanäle und 
Rückbaumaßnahmen)

- Alle in Kanalisationsanlagen eingebauten Kompo-
nenten unterliegen den besonderen Au�agen des 
Explosionsschutzes (Ex-Schutz)

- Der Aufwand kann sich durch die Verlegetiefe der 
Kanäle sowie bei Kabelaustritten zu den Gebäuden, 
insbesondere bei dichter Wohnbebauung, erhöhen
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Abbildung 20: Oberirdische Telekommunikationslinie,
Quelle: Deutsche Telekom Technik GmbH

Abbildung 21: Glasfasermuffe am Mast,
Quelle: Deutsche Telekom Technik GmbH

2.8 Oberirdische Errichtung von Telekommunika-
tionslinien

In Anbetracht der hohen Kosten des Glasfaserausbaus und 
insbesondere der Tie�aukomponente richtet sich der Blick 
auf die verstärkte Nutzung alternativer und kostensenken- 
der Verlegemethoden. Dazu zählt auch die oberirdische 
Verlegung mittels Masten. Gerade in ländlichen Gebieten, 
wo die Breitbandversorgung von hoher Bedeutung aber 
auch mit größeren Aufwänden verbunden ist, sollte die 
oberirdische Errichtung von Telekommunikationslinien 
von Kommunen und Unternehmen stärker in Betracht ge-
zogen werden.

Die oberirdische Verlegung, insbesondere von Glasfaserlei-
tungen, mittels Masten ist eine bisher vernachlässigte Mög-
lichkeit zur kostengünstigen Verlegung von Infrastruktur 
für das Gigabit-Internet. Die oberirdische Bauweise kommt im Zuge des Breit-

bandausbaus und der -versorgung, besonders für die An-
bindung abgesetzter Lokationen im Rahmen der Erschlie-
ßung ländlicher Räume, in Betracht. Sie dient etwa zur 
Versorgung kleinerer Orte und Ortsteile oder außerhalb 
einer Ortschaft gelegener Objekte, wie auch für eine ef�-
ziente Überbrückung von größeren Strecken. Sie kann für 
Infrastrukturen, wie FTTx3, Hybrid Fiber Coax (HFC) oder 
für die Anbindung von Mobilfunkbasisstationen genutzt 
werden.

Sie kommt insbesondere in der Ableitungsebene, z.B. bei 
der Verbindung zwischen den zu versorgenden Gebäuden 
bzw. Grundstücken und einem Verzweigerpunkt bzw. Point 
Of Presence (POP) „auf der letzten Meile“ des jeweiligen 
Netzes zum Einsatz. In seltenen Fällen wird die oberirdi-
sche Verlegung an den Holzmasten auch in der Zuleitungs-
ebene im Backbone verwendet (siehe https://www.bmvi. 
de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/ag-digitale-netze-handrei-
chung-materialkonzept.html, vergleiche Seiten 8 und 9).

3 FTTx: Oberbegriff für Glasfaseranschluss-Technologien bis 
zum Kunden. Das erweiterbare x steht hier als Platzhalter für 
die typischen Ausbauarten: „H“ für „home“ (Wohnung), „B“ für 
„building“ (Haus) und „C“ für „curb“ (Kabelverzweiger/Multi- 
funktionsgehäuse). Die Glasfaser wird dabei unterschiedlich 
weit zum Endkunden gelegt.



17

Die oberirdische Bauweise ist ein anerkanntes Verfahren, 
bei dem, besonders in ländlichen Gebieten, schnell und 
kostengünstig größere Strecken überbrückt werden kön-
nen. Die nur gering erforderliche Erdbewegung wirkt sich 
schonend auf die Umwelt aus.

Eine oberirdische Linie beginnt am Übergang einer unter-
irdischen Kabelanlage auf eine oberirdische Kabelanlage 
und endet am Übergang in eine unterirdischen Kabelanla-
ge oder an einer Abschlusseinrichtung in oder am Gebäude.

Für die Einhaltung der Verkehrssicherungsp¦icht sind re-
gelmäßige Inspektionen durchzuführen, anhand derer der 
Materialzustand beurteilt wird und ggf. Instandsetzungsar-
beiten eingeleitet werden können.
Vor dem Besteigen eines Mastes ist immer eine Standsi-
cherheitsprüfung durchzuführen.

Beispielhafte Anwendungsszenarien für die oberirdische 
Verlegung sind dabei die Anbindung von:

 � Wohnhäusern und Gehöften außerhalb geschlossener 
Ortschaften bzw. im Außenbereich (z.B. Aussiedlerhöfe)

 � Wohn- und Geschäftsgebäuden innerhalb kleinerer  
geschlossener Ortschaften und Ortsteile

 � sonstigen touristisch genutzten Gebäuden (z.B. Cam-
pingplätzen, Gebirgshütten)

 � sonstigen entlegenen und/oder behördlich genutzten  
Gebäuden (z.B. Forst-Dienststellen, Pumpstationen, 
Windkraftanlagen, etc.)

 � Mobilfunk-Basisstationen (etwa im Wald oder auf  
Hügeln)

2.8.1 Erweiterung/Ergänzung von bestehenden  
oberirdischen Linien

Die mit einer oberirdischen Verlegung einhergehenden 
Vorteile und Kosteneinsparungen lassen sich dabei in ers-
ter Linie dann realisieren, wenn vorhandene Masten für die 
Anbringung spezieller Glasfaserkabel mit Zug-/Stützele-
menten, eines kleinen Leerrohres oder eines Luftkabels  

Abbildung 22: Oberirdische Telekommunikationslinie,
Quelle: Breitbandzentrum Niedersachsen-Bremen

Abbildung 23: Oberirdische Telekommunikationslinie in einer Ort-
schaft, Quelle: Deutsche Telekom Technik GmbH

Abbildung 24: Glasfaser-MastBox für Hausanschlüsse,
Quelle: Deutsche Telekom Technik GmbH



legt werden. Die zu stellenden Masttypen und der Einsatz 
von Mastverstärkungsmittel werden anhand der örtlichen 
Gegebenheiten und der Belastung der Masten ausgewählt 
und vereinbart.

Bei der Auswahl der Maststandorte sind die Bodenbeschaf-
fenheit sowie die Besonderheiten in Gebieten mit felsigem 
Untergrund, mit und ohne Wohnbebauung, in Mooren, in 
Dünen- und Flugsandregionen, in Naturschutz- und Land-
schaftsschutzgebieten, in der Nähe von Biotopen, Wäldern, 
und in Abschnitten mit hohem Grundwasserstand zu be-
achten.

Maststandorte mit erheblichem Störungspotential, wie z.B. 
auf Steilhängen oder in unmittelbarer Nähe zu umfangrei-
chem und hohem Bewuchs, sollten im Sinne der Störungs-
prävention vermieden oder entsprechend au�ereitet (z.B. 
Rodung/Freischnitt in Waldgebieten) werden.

Darüber hinaus müssen bei oberirdischer Leitungsfüh-
rungen entlang von Verkehrswegen, Bahntrassen sowie 
Wasser- und Schifffahrtstraßen die entsprechenden Be-
stimmungen und ggf. besondere Au¦agen wie z.B. Ab-
standsregeln und besondere Sicherungsleistung während 
der Bauausführung und bei zukünftigen Instandsetzungs-/
Entstörungsarbeiten berücksichtigt werden.

Des Weiteren ist auf evtl. vorhandene Anlagen/Kabel/Lei-
tungen und Versorgungsinfrastrukturen andere Versorger, 
zu achten.
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(EN 60794-3, EN 60794-3-20, EN 60794-3-21, siehe Ab-
schnitt 3: Richtlinien und technische Bestimmungen) 
verwendet werden können und andere kostengünstige Ver-
legeverfahren (z.B. P¦ügen) aufgrund der Bodenbeschaf-
fenheit oder anderer Zwänge nicht nutzbar sind.

Die Nutzung vorhandener Trägerstrukturen, z.B. einer Frei-
leitung an Holzmasten, ist dabei weiterhin kostensenkend, 
da die Materialkosten vergleichsweise niedrig sind und die 
Montagearbeiten bei geeigneten Trägerstrukturen schnell 
und im Vergleich kostengünstig umgesetzt werden können.
Die Erweiterung/Ergänzung einer bestehenden Linie kann 
unter bestimmten Umständen (keine neuen Masten erfor-
derlich) ohne erneute Wege- bzw. Standortsicherung erfol-
gen und das Planungsverfahren somit verkürzt werden.

Anfang 2020 sind die bestehenden Holzmasten im Infra-
strukturatlas (ISA) der BNetzA veröffentlicht worden, so-
dass die Standorte der vorhandenen Holzmastenlinien für 
die Planungen zur Mitnutzung zur Verfügung stehen.

2.8.2 Neubau von oberirdischen Linien

Der Neubau einer oberirdischen Linie erfordert, im Gegen-
satz zur Erweiterung einer bestehenden Linie, immer eine 
Wegesicherung bzw. einen Zustimmungsantrag nach § 68 
Abs. 3 TKG.

Neue Maststandorte müssen dabei in Zusammenarbeit mit 
den Wegebaulastträgern/Wegeunterhaltsp¦ichtigen festge-
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Vorteile der oberirdischen Verlegung gegenüber  
klassischer Verlegung:
- Schnelle und einfache Verlegung/Ergänzung4 an den 

bestehenden oberirdischen Mastlinien möglich
- Kostengünstig 
- Langjährig bewährte Verlegevariante
- Höhere Ausbaugeschwindigkeit im Vergleich zum 

klassischen Tiefbau 
- Einfachere und schnellere Entstörung, da kein Tief-

bau erforderlich 

Nachteile der oberirdischen Verlegung gegenüber  
klassischer Verlegung:
- Wiederkehrende Kosten für regelmäßige Inspektio-

nen und Instandhaltung der oberirdischen Linien
- Ein�uss und mögliche Belastung durch Witterung: 

Wind, Eis, extremes Wetter, UV-Strahlung
- Die Verbindung ist unter Umständen für Notfall-

Kommunikation im Katastrophenfall nicht geeignet, 
da sie oberirdisch den Witterungs- und Sabotage-
ein�üssen ausgesetzt ist

- mögliche Beschädigung durch Dritte (z.B. Vandalis-
mus, Vogelfraß)

- Alternative Bauweisen z.B. P�ügen, HDD-Bohrungen, 
etc. sind weniger wartungs- und störanfällig

- Entsorgung bzw. ein notwendiger Austausch der 
Holzmasten aufgrund der begrenzten Lebensdauer 
muss berücksichtigt werden

- Eingeschränkter Nutzungsbereich der oberirdischen 
Verlegemethode 
(siehe Anmerkungen/Einschränkungen in der  
Tabelle 2.9) 

4 Eine Ergänzung ist ein Hinzufügen von Kabeln an eine beste-
hende oberirdische Mastlinie ohne Änderung der Mastdimen-
sionierung, des Maststandortes oder einer Mastverstärkung.
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2.9 Tabellarische Gesamtübersicht der Verlegeverfahren

Verlegemethode Technische
Merkmale

Einsatzgebiete Einschränkungen Baukosten

Offene Graben-
bauweise in  
klassischer  
Verlegetiefe

- Offene Bauweise 
mit Rücknahme und 
Wiederverwendung 
der P¦asterung, 
Gehwegplatten; 
Grabungen durch 
Bagger, Fräsen oder 
Handschachtung

- < 100 m Tagesleis-
tung

- Innerorts, außerorts
- Für Strecken mit 

oder ohne bereits 
existierende(r) Infra-
struktur geeignet 
(bei vorhandener 
Infrastruktur durch 
Handschachtung 
oder geringere Ver-
legetiefe/seitlichen 
Versatz einsetzbar)

- Schädigung intakter 
Ober¦ächen nur im 
Falle einer Asphalt- 
bzw. Betondecke

- Keine Schädigung 
sonstiger Ober-
¦ächen, da offene 
Bauweise P¦aster 
und Gehwegplat-
ten vor Beginn des 
Fräs- oder Aushub-
vorgangs entnimmt 
und später wieder 
einsetzt

- Ober¦ächendoku-
mentation und Ab-
nahme verhindern 
Schäden

Hoch

Offene Graben-
bauweise in  
geringerer  
Verlegetiefe

- Wie oben, aber  
mehrere hundert 
Meter als Tages- 
leistung möglich

- Innerorts, außerorts
- Für Strecken mit 

oder ohne bereits 
existierende(r)  
Infrastruktur

- Schädigung intakter 
Ober¦ächen mög-
lich

Mittel

Trenching - Durch Novellierung 
des TKG anerkannte 
„untiefe Verlegung“ 
nach § 68 Abs. 2 S. 2 

- Tiefe: Je nach Ver-
fahren 10 bis 50 cm 

- Breite: Je nach Ver-
fahren 2 bis 30 cm 

- Mehrere hundert 
Meter als Tages- 
leistung möglich

- Realisierung im An-
schlussliniennetz 

- Nicht auf allen 
Ober¦ächen an-
wendbar

- Ober¦ächenschädi-
gung intakter Stra-
ßensubstanz und 
damit Verkürzung 
der Lebensdauer

Mittel bis hoch
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Verlegemethode Technische
Merkmale

Einsatzgebiete Einschränkungen Baukosten

Horizontal- 
Spülbohr- 
verfahren

- Steuerbare Bohrung 
zwischen zwei Bau-
gruben 

- Entfernungen von 
wenigen Metern bis 
zu mehreren hun-
dert Metern über-
brückbar

- Tiefe des Bohrver-
laufs variabel bis zu 
mehreren hundert 
Metern

- Innerorts, außerorts
- Unterquerung von 

Hindernissen (Flüs-
se, Bahntrassen)

- Bei teureren oder 
schützenswerten 
Ober¦ächen

- Grundsätzlich zur 
Beschleunigung und 
Kostenreduktion 
auch im Anschluss-
bereich anwendbar 

- Punkt zu Punkt-Ver-
bindungen auf der 
Längstrasse

- Detaillierte und 
vollständige Über-
sichten vorhandener 
Infrastrukturen sind 
notwendig

Mittel bis hoch 

Pressbohrung  
(Erdrakete)

- Mittels Baustellen-
kompressor, druck-
luftbetriebene Bo-
denrakete

- Innerorts, außerorts
- Insbesondere bei 

Straßenquerungen 
und Hausanschlüs-
sen für FTTH/FTTB

- Nur verdrängungs-
fähige Böden

- Nur für kurze Stre-
cken (15 - 20 m)

- Übersicht vorhande-
ner Infrastrukturen 
ist notwendig

Mittel

P�ugverfahren - Durch Zugkraft mit-
tels im Erdreich be-
wegten Verlegep¦ug

- Verlegung bis zu  
5 km pro Tag 

- Außerorts auf nicht 
befestigten Strecken 
und entlang von 
Straßen

- Nur außerorts 
- Latente äußere 

Krafteinwirkung bei 
fehlender Rohr- 
kanalbettung

Niedrig bis mittel

Verlegung in Ab-
wasserkanälen

- Je nach Kanaldurch-
messer und -zustand 
kommen unter-
schiedliche Verlege-
verfahren in Frage,

-  z.B.: 
Befestigung an der 
Kanalrohrwand 
mittels Spannrin-
gen (sog. Briden) 
bzw. Ankern (Dü-
beln) oder Verle-
gung mit Schlauch- 
oder Kurzlinern 
mit eingebautem 
Schutzrohr(paket)

- Innerorts, außerorts
- Verlegung in existie-

render Infrastruktur
- Insbesondere ge-

eignet für Punkt zu 
Punkt-Anbindun-
gen, Behördennetze, 
Schulen ans Netz, 
FTTC/FTTB in Ge-
werbegebieten, Fir-
menvernetzung

- Einbau nach dem 
Stand der Technik 
nur in geeigneten 
Abwasseranlagen

- Prüfung des Kanal-
zustandes erforder-
lich

- Funktionsfähig-
keit des Kanals darf 
nicht eingeschränkt 
werden

- Erfordert vertragli-
che Regelungen für 
Einbau und Betrieb 
zwischen Kanal- 
und Kabelbetreiber

Mittel
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Verlegemethode Technische
Merkmale

Einsatzgebiete Einschränkungen Baukosten

Oberirdische  
Errichtung von  
Telekommunika-
tionslinien

- Mastlinien mit Feld-
längen bis zu 50 m

- Oberirdische Linien 
bestehen in der Re-
gel aus Holzmasten, 
Mastverstärkungs-
bauteilen (Anker, 
Strebe), Kabeln, 
Au´änge- und Be-
festigungsvorrich-
tungen (Querträger, 
Abspann-, Hänge-
klemme, …), Verbin-
dungsbauteilen für 
Kabel, Abschluss-
einrichtungen für 
Kabel und Erdungs-
anlagen (Masterder, 
Potentialausgleich 
(PotA))

- Die Anzahl der mög-
lichen Glasfaser-
Kabel je Mast richtet 
sich nach der max. 
Nutzlast des Holz-
mastes, nach den 
resultierenden Zug-
kräften und nach 
der max. Anzahl der 
Mastbefestigungen 
(Querträger, Ab-
spann-, Hängeklem-
me)

- Innerorts, außerorts
- Breitbandige  

Erschließung  
ländlicher Gebiete

- Versorgung  
abgelegener Stand-
orte

- Gebiete mit dichter 
Bebauung

- Bereiche mit Denk-
malschutz und an-
derem Schutzstatus 
(z.B. Weltkulturerbe)

- Autobahnen
- Straßen mit ober- 

irdischen Fahrlei- 
tungen (z.B. Stra-
ßenbahnen)

- Alle Kreuzungen mit 
Gleisanlagen bedür-
fen einer besonde-
ren Untersuchung

- Auf Brücken (keine 
Maststandorte)

- Auf Verkehrs¦ughä-
fen und Landeplät-
zen

- Trassen im Wasser 
(Wattgebiete, Bin-
nensee, Häfen und 
Flüsse)

- Gefährdung der 
Standsicherheit des 
Mastes durch Bo-
denbeschaffenheit

Niedrig bis mittel



23

A
nw

en
du

ng
ss

ze
na

ri
en

O
ff

en
e

G
ra

be
nb

au
w

ei
se

O
ff

en
e 

G
ra

be
n-

ba
uw

ei
se

 m
it

te
ls

  
G

ra
be

nf
rä

se

Tr
en

ch
in

g-
 

ve
rf

ah
re

n
Pr

es
sb

oh
ru

ng
(E

rd
ra

ke
te

)
H

or
iz

on
ta

l-
Sp

ül
- 

bo
hr

ve
rf

ah
re

n
P�

ug
ve

rf
ah

re
n

Ve
rl

eg
un

g 
in

 
A

bw
as

se
rk

an
äl

en
O

be
ri

rd
is

ch
e

Er
ri

ch
tu

ng
 v

on
Te

le
ko

m
m

un
i-

ka
ti

on
sl

in
ie

n

G
ew

äs
se

rq
ue

ru
ng

en
X

Lä
ng

sv
er

le
gu

ng
 A

lle
en

X
X

X
X

Ba
hn

qu
er

un
ge

n
X

X
X

A
sp

ha
lt

X
X

X
X

X
X

Be
to

n
X

X
X

X
X

X

So
nd

er
p�

as
te

r
X

X
X

X
X

H
yd

ra
ul

is
ch

 g
eb

un
de

ne
 

O
be

r�
äc

he
n 

(z
.B

.: 
G

le
ns

an
de

r)
X

X
X

X
X

U
nb

ef
es

ti
gt

e 
Fl

äc
he

n
X

X
X

X
X

X
X

Tr
as

se
n 

m
it

 s
eh

r g
er

in
ge

r I
nf

ra
-

st
ru

kt
ur

 (S
tr

om
, W

as
se

r, 
G

as
)

X
X

X
X

X
X

X

St
ra

ße
nk

ör
pe

r
X

X
X

X
X

X
 

(e
nt

la
ng

 d
er

)

G
eh

w
eg

e
X

X
X

X
X

X
 

(e
nt

la
ng

 d
er

)

R
ad

w
eg

e
X

X
X

X
X

X
 

(e
nt

la
ng

 d
er

)

2.
10

 
Ta

be
lla

ris
ch

e 
G

es
am

tü
be

rs
ic

ht
 d

er
 A

nw
en

du
ng

ss
ze

na
rie

n



24

2.11 Vorteile alternativer Verlegetechniken gegen-
über konventionellem Tiefbau

Die dargestellten Beispiele belegen, dass durch die Verrin-
gerung des Aushubs bei geringerer Verlegetiefe bzw. durch 
oberirdische Bauweise Einsparpotentiale gegenüber kon-
ventionellem Tie�au (in Regeltiefe) erzielt werden können.

Vorteile in der Anwendung alternativer und im Hinblick 
auf die Verringerung der Verlegetiefe angewandter Verfah-
ren bestehen insbesondere in der Verkürzung der Bauzeit 
und der damit einhergehenden Verkehrsbeeinträchtigun-
gen. Die Einsparpotentiale gegenüber konventionellem 
Tie�au (in Regeltiefe) sind teilweise signi�kant, da das zu 
bewegende Aushubvolumen überproportional verringert 
wird.

Allerdings ist nicht bei jedem Verfahren die Verlegetiefe der 
relevante Kostentreiber. So spielt die Verlegetiefe bei den 
alternativen Verlegeverfahren der Horizontal-Spülbohrung 
und der Pressbohrung im Hinblick auf ihre Kosten nur eine 
untergeordnete Rolle, während die Gefahr von Bodenauf-
wölbungen bei geringerer Verlegetiefe steigt. 

Bei der oberirdischen Bauweise ist als Tie�auleistung nur 
das Ausheben der Mastlöcher erforderlich.

Für eine nachhaltige Ermittlung der Baukosten sollten zu-
dem neben dem Kosteneinsparpotential bei der Verlegung 
auch die absehbaren Folgekosten berücksichtigt werden.
 
Jedes Verfahren hat eigene Beschränkungen und Einsatz-
szenarien, die insbesondere von der Ober¦ächenbeschaf- 
fenheit, bestehenden Infrastrukturen und der Länge der 
zu verlegenden Strecke abhängen. Wo welche Technik 
vorzugsweisen Einsatz �nden kann und sollte, richtet sich 
daher nach den Gegebenheiten vor Ort und ist mit dem 
Träger der Wegebaulast abzustimmen.

Immer wenn die Grundsanierung eines Baukörpers statt-
�ndet, sollten TK-Linien in Regeltiefe mitverlegt werden. 
Aus technischer Sicht sollten Hausanschlussrohre so ver-
legt werden, dass man die Rohre bei Bedarf ohne großen 
Aufwand anschließen kann. Insbesondere bei Abweichun-
gen von klassischen Verlegetiefen ist eine genaue Doku-
mentation wichtig zur Verminderung eines Risikos mög-
licher Kabelschäden der verlegten Kabelinfrastrukturen 
sowie zur Berücksichtigung der verlegten Kabelinfrastruk-
tur hinsichtlich nachfolgender Maßnahmen der baulichen 
Erhaltung der Verkehrsanlagen.

Diese Informationsbroschüre ersetzt nicht den Blick in die 
Technischen Regelwerke und die notwendige Abstimmung 
mit dem Straßenbaulastträger/Eigentümer.
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Bauarbeiten sind im Rahmen der anerkannten Regeln 
der Technik herzustellen. Für Straßentie�auarbeiten (zur 
Leitungsverlegung) �nden eine Vielzahl von Vorschriften 
und Normen in der jeweils geltenden Fassung Anwendung, 
soweit bilateral keine abweichende Vereinbarung getroffen 
wird.

Nachfolgend aufgeführt ist ein Auszug zu beachtender 
Regelwerke, die direkt oder indirekt Bestimmungen zur 
Festlegung von Grabentiefen zur Verlegung von Leitungen 
enthalten.

Zur Einordnung der angewandten Begriffe dient nachfol-
gende Abbildung zum Au�au einer Verkehrs¦äche unter-
teilt in Oberbau, Unterbau (gegebenenfalls) und Unter-
grund sowie Lage und Begrenzung sowie Bezeichnungen 
der einzelnen Schichten:

3. Richtlinien und technische  
Bestimmungen

Abbildung 25: Beispielhafter Aufbau einer Befestigung in geschlossener Ortslage mit wasserundurchlässigen Randbereichen und geschlossener 
seitlicher Bebauung sowie mit Entwässerungseinrichtungen
Quelle: Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrs�ächen RStO 12
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Seit 2012 ist gemäß § 68 Abs. 2 S. 2 TKG im Einzelfall eine 
Abweichung von den Vorgaben der ATB-BeStra im Falle der 
Verlegung von Leitungen im Rahmen des Micro- oder Mi-
nitrenchingverfahrens zulässig. Entsprechenden Anträgen 
ist stattzugeben, soweit

1. die Verringerung der Verlegetiefe nicht zu einer we-
sentlichen Beeinträchtigung des Schutzniveaus und

2. nicht zu einer wesentlichen Erhöhung des Erhal-
tungsaufwands führt oder

3. der Antragsteller die durch eine mögliche wesent-
liche Beeinträchtigung entstehenden Kosten be-
ziehungsweise den höheren Verwaltungsaufwand 
übernimmt.

Seit der Änderung durch das DigiNetz-Gesetz 2016 ist die 
Verlegung in geringerer Tiefe unter den in § 68 Abs. 2 TKG 
genannten Voraussetzungen unabhängig von der Verle-
getechnik zustimmungsfähig. Micro- und Minitrenching 
stellen somit nur noch ein Anwendungsbeispiel dar. Die 
Ausnahmeregelung des § 68 Abs. 2 und 3 TKG �ndet nach 
wie vor keine Anwendung auf die Verlegung in Bundesau-
tobahnen und autobahnähnlich ausgebauten Bundesfern-
straßen.

3.1.3 RStO (2012)
Die „Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus 
von Verkehrs¦ächen“ (RStO) regeln die Standardfälle bei 
Neubau und Erneuerung für den standardisierten Ober-
bau von Verkehrs¦ächen (Fahrbahnen, Geh- und Radwege) 
innerhalb und außerhalb geschlossener Ortslage und in 
Abhängigkeit der Belastungsklasse und Bauweise. In Ab-
hängigkeit der Dicke der gewählten Frostschutzschicht ist 
die Festlegung der Dicke des frostsicheren Oberbaus mög-
lich und damit in Anwendung der Bestimmungen aus den 
ATB-BeStra die Ermittlung der Verlegetiefen von Leitun-
gen. Die Verlegung von Leitungssystemen erfolgt sowohl in 
Fahrbahnen als auch in Geh- und Radwegen. Die nachfol-
genden Abbildungen geben exemplarisch Auskunft über 
verschiedene Ausführungen des Oberbaus für Fahrbahnen 
mit Asphaltdecke sowie für Geh- und Radwege mit ver-
schiedenen Bauweisen.

3.1 Technische Regelwerke

3.1.1 H Trenching (2014)
Um den Kommunen Orientierungshilfe für Investitions-
maßnahmen zu geben, bei denen das Trenching eingesetzt 
werden soll, hat die Forschungsgesellschaft für Straßen und 
Verkehrswesen (FGSV) auf der Basis bestehender Richtlini-
en und Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV/ZTV) 
sowie der Erfahrungen bei der Durchführung von Aufgra-
bungen im kommunalen Straßenbau Nutzungshinweise 
für Trenchingverfahren in Form eines Hinweispapieres 
erarbeitet. Diese „Hinweise für die Anwendung des Tren-
chingverfahrens bei der Verlegung von Glasfaserkabeln in 
Verkehrs¦ächen in Asphaltbauweise - H Trenching“ enthal-
ten allgemeine Bestimmungen (bautechnische Grundsätze, 
zu verwendende Verfüllmaterialien, Festigkeitsanforderun-
gen). Zudem detaillieren sie Verfahren zur Bauausführung 
in Straßen, Geh-/Radwegen (Herstellung des Schlitzes, Ver-
legung der Leerrohre, Wiederherstellung des Oberbaus). 

3.1.2 ATB-BeStra (2008)
Die Allgemeinen Technischen Bestimmungen für die Be-
nutzung von Straßen durch Leitungen und Telekommu-
nikationslinien (ATB-BeStra) beschreiben Regeln, wo und 
in welcher Weise Leitungen unter Berücksichtigung der 
verkehrlichen und technischen Belange der Straßenbau-
verwaltung, der Straßennutzer und bereits vorhandener 
Leitungseinrichtungen verlegt werden können und wie 
die Verlegung überwacht und geprüft werden sollte. Sie 
enthalten u. a. Regelungen zur notwendigen Tiefe der zu 
verlegenden Leitungssysteme und bestimmen die Höhe der 
Mindestüberdeckung von Leitungen. Mindestüberdeckung 
bezeichnet den Abstand zwischen Oberkante der Verkehrs-
¦äche bzw. des Geländes und der Oberkante der Leitung 
bzw. des Schutzrohres. Darüber hinaus besteht die Vorga-
be, Leitungen stets unterhalb des Oberbaus einer Straße zu 
verlegen. 



27

Abbildung 26: Bauweisen für Rad- und Gehwege auf F2- und F3-Untergrund/Unterbau
Quelle: Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsfl ächen RStO 12
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Abbildung 27: Bauweisen mit Asphaltdecke für Fahrbahnen auf F2- und F3-Untergrund/Unterbau
Quelle: Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen RStO 12
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3.1.4 ZTV A-StB (2012)
Die Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und 
Richtlinien für Aufgrabungen in Verkehrs¦ächen (Ausgabe 
2012) enthalten keine unmittelbaren Vorgaben betreffend 
einer bestimmten Graben-/Verlegetiefe, de�nieren aber 
unter „Punkt 1.2 Begriffsbestimmungen“ die Leitungszone 
als Bereich des Au¦agers und der Einbettung bei Graben-
leitungen in der Breite des Leitungsgrabens bis 30 cm über 
dem Scheitel der Leitung. 

Weitere erwähnenswerte Bestimmungen der Leitungszo-
ne und damit indirekt auch die Bemessung dafür erfor-
derlicher Grabentiefen �nden sich im Anhang des Regel-
werks, der Auszüge zu berücksichtigender DIN-Normen 
enthält. So enthält Anhang 10 Auszüge aus der DIN 18300 
VOB, Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen 
für Bauleistungen (ATV) – Erdarbeiten, Ausgabe April 2010 
unter dem „Punkt 3.10 Hinterfüllen und Überschütten von 
baulichen Anlagen, Unterpunkt 3.12“ die Anmerkung, dass 
bei Kabelleitungstie�auarbeiten in der Leitungszone bis 
zu einer Höhe von 10 cm über dem Scheitel der Leitungen 
und Leitungsverbindungen verdichtungsfähiger Boden la-
genweise einzubauen ist.

Ferner wird unter Punkt 3.10.8 ausgeführt, dass bei Kabeln 
und Kabelschutzrohren erst ab 30 cm über dem Scheitel 
der Leitung maschinell verdichtet werden darf, sowie ge-
mäß Punkt 3.10.9 Stoffe, die Leitungen schädigen kön-
nen, z.B. Schlacke oder steinige Böden, im Grabenraum 
zwischen der Grabensohle und einer Höhe von 30 cm über 
dem Scheitel der Leitung nicht verwendet werden dürfen. 
Mittels Absandung kann die Gefahr einer Beschädigung 
verringert werden. Alternativ �nden Kabelschutzrohre mit 
dickerer Wandstärke Anwendung.

3.1.5  ZTV E-StB 17 - Zusätzliche Technische Vertragsbe-
dingungen und Richtlinien für Erdarbeiten im Stra-
ßenbau, Ausgabe 2017

Die überarbeiteten ZTV E-StB, Ausgabe 2017, enthalten die
Umstellung der Einteilung von Boden und Fels in Homo-
genbereiche. Hierdurch wird das bisher verwendete System 
der Bodenklassen durch das in den ATV DIN 18300 „Erdar-
beiten“ beschriebene System der Homogenbereiche für die 
Erdarbeiten im Straßenbau ersetzt.

Die ZTV E-StB, Ausgabe 2017, sind darauf abgestellt, dass 
die VOB/C, insbesondere die ATV DIN 18299, ATV DIN 
18300 und ATV DIN 18320, Bestandteil des Bauvertrages 
sind.

Weiterhin enthalten sie Regelungen für das Lösen, Laden, 
Fördern, Behandeln, Einbauen und Verdichten von Boden 
und Fels sowie von sonstigen erdbautechnisch geeigneten 
Stoffen. Dazu zählen auch die Anwendung, die Prüfung 
und der Einbau von Geokunststoffen im Erdbau. Die ZTV 
E-StB, Ausgabe 2017, regeln die Ausführung und die Quali-
tätsanforderungen für den Untergrund und Unterbau von 
Verkehrs¦ächen und für sonstige Erdbauwerke.

3.1.6 DIN 4124:2012-01 - Baugruben und Gräben -  
Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten

DIN 4124 gilt für geböschte und für verbaute Baugruben 
und Gräben, die von Hand oder maschinell ausgehoben 
werden. Die Norm gilt u. a. für Baugruben und Gräben, in 
denen: 

•	 Kanäle,	zum	Beispiel	Fernwärme,	Kabelkanäle	oder	
bedingt Abwasserkanäle, hergestellt, 

•	 Leitungen,	zum	Beispiel	Kabel	oder	Rohre,	verlegt	
werden, 

•	 sowie	für	andere	vorübergehende	Aufgrabungen	
und Ausschachtungen aller Art, zum Beispiel für 
Startschächte und Bergschächte.

Die DIN 4124 ist die sicherheitstechnisch wichtigste Richt-
linie für den tie�autechnischen Teil zur Herstellung von 
Leitungsgräben.

3.1.7 DIN 18300:2016-09 - VOB Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen - Teil C: Allgemeine Techni-
sche Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV) - 
Erdarbeiten

Diese Norm legt die allgemeinen technischen Vertragsbe-
dingungen fest, die für Erdarbeiten bezüglich der Baustof-
fe, der Ausführung, der Haupt- und der Nebenleistungen 
sowie der Abrechnung gelten.

Diese Norm gilt für das Lösen, Laden, Fördern, Einbauen 
und Verdichten von Boden, Fels und sonstigen Stoffen. Sie 
gilt auch für Erdarbeiten im Zusammenhang mit Verbauar-
beiten, Entwässerungskanalarbeiten, Druckrohrleitungsar-
beiten außerhalb von Gebäuden, Drän- und Versickerarbei-
ten und Kabelleitungstie�auarbeiten.
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Im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung werden einer-
seits funktionale Leistungsanforderungen an Kanalnetze 
auf Grundlage bisheriger Erfahrungen bewertet und ande-
rerseits Wechselwirkungen analysiert und beurteilt. Dies 
geschieht im Hinblick auf:

•	 Betriebssicherheit	und	Störungsbeseitigung,
•	 Durchführung	von	Betriebs-,	Wartungs-	und	In-

spektionsarbeiten,
•	 Sanierung	und	nachträgliche	Änderung	der	Kanäle	

und Kommunikationseinrichtungen,
•	 Einschätzung	der	Auswirkungen	einer	gemeinsa-

men Nutzung auf die langfristige Entwicklung der 
Betriebskosten,

•	 Hinweise	zu	vertraglichen	Regelungen	bei	Einbau	
und Betrieb von elektronischen Kommunikations-
einrichtungen in Abwasseranlagen.

3.1.11 DGUV-I 203-046 - Umgang mit Holzmasten:
Die von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
herausgegeben Information zeigt Maßnahmen zum Schutz 
der Versicherten auf, insbesondere

•	 beim	Transport
•	 beim	Errichten	und	der	Demontage
•	 beim	Besteigen	von	und
•	 beim	Arbeiten	auf	Holzmasten

und soll die Unternehmerin oder den Unternehmer bei der 
Gefährdungsbeurteilung für den Umgang mit Holzmas-
ten im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes und der Betriebs-
sicherheitsverordnung unterstützen und zeigt beispielhaft 
Lösungen auf. 

Sie �ndet Anwendung auf
•	 die	Errichtung,	den	Betrieb	und	die	Demontage	von	

Holzmasten und Kabelanlagen
•	 das	Besteigen	von	und	das	Arbeiten	auf	Holzmasten
•	 das	Lagern	der	Holzmasten	sowie
•	 auf	den	Transport	der	Holzmasten

Sie �ndet keine Anwendung z.B. auf
•	 Betonmasten
•	 Stahlvollwandmasten
•	 Stahlgittermasten
•	 Fahrleitungsmasten
•	 Masten	von	Windenergieanlagen

3.1.8 DIN 18322:2016-09 - VOB Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen - Teil C: Allgemeine Techni-
sche Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV) - 
Kabelleitungstiefbauarbeiten

Diese Norm legt die allgemeinen technischen Vertragsbe-
dingungen fest, die für Kabelleitungstie�auarbeiten be-
züglich der Baustoffe, der Ausführung, der Haupt- und der 
Nebenleistungen sowie der Abrechnung gelten.

Diese Norm gilt für das Legen von Kabeln und Kabel-
schutzrohren und für das Herstellen und Instandset-
zen von Kabelkanälen, einschließlich der dazugehörigen 
Schächte, Masten, Verteilerschränke und dergleichen. Sie 
gilt auch für Leistungen zum Verfüllen der Leitungszone 
und den Au�ruch befestigter Ober¦ächen für Kabellei-
tungs-tie�auarbeiten.

3.1.9 DIN 4123:2013-04 - Ausschachtungen, Gründungen 
und Unterfangungen im Bereich bestehender  
Gebäude

Diese Norm gilt für Ausschachtungen und Gründungsar-
beiten neben bestehenden Gebäuden sowie für die her-
kömmliche Unterfangung von Gebäudeteilen in schmalen 
Streifen mit Mauerwerk, Beton oder Stahlbeton. Sie gibt an, 
wie diese Arbeiten so durchgeführt werden können, dass 
Standsicherheit und Gebrauchstauglichkeit der bestehen-
den Gebäude erhalten bleiben, und welche Nachweise da-
für erbracht werden müssen.

3.1.10 DWA-M 137-1 - Einbauten Dritter in Abwasseranla-
gen - Teil 1: Elektronische Kommunikationseinrich-
tungen - Merkblatt

Das Merkblatt DWA-M 137-1 der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) rich-
tet sich an Kommunen, Abwasserbeseitigungsp¦ichtige 
und Kabelnetzbetreiber. Es stellt die Bedingungen und die 
Auswirkungen einer gemeinsamen Nutzung von Kanalnet-
zen zur Abwasserableitung und für den Betrieb von elek-
tronischen Kommunikationseinrichtungen dar. Hierfür 
werden Anforderungen an Einbau und Betrieb von elek-
tronischen Kommunikationseinrichtungen in Kanalnetzen 
beschrieben sowie am Markt verfügbare und in Kanalnet-
zen einsetzbare Installationstechniken aufgezeigt.
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3.1.15 DIN EN 61663-1 (VDE 0845-4-1), Blitzschutz - Tele-
kommunikationsleitungen - Teil 1: Lichtwellenleiter-
anlagen

Zweck dieser Norm ist es, die in einem Lichtwellenleiterka-
bel einer bestimmten Anlage auftretende Anzahl möglicher 
Schäden auf Werte zu beschränken, die ebenso groß wie 
oder geringer als der als zulässige Schadenshäu�gkeit de�-
nierte Grenzwert sind.

Sie beschreibt hierzu ein Verfahren zur Berechnung der 
möglichen Schadensanzahl, zur Auswahl der anwendbaren 
Schutzmaßnahmen und gibt die zulässige Schadenshäu�g-
keit an.

3.1.16 DIN EN 60794-3:2015-12 VDE 0888-108:2015-12 
Lichtwellenleiterkabel - Teil 3: LWL-Außenkabel 
-Rahmenspezi¡kation

Dieser Teil der Norm IEC 60794 legt Anforderungen an Ka-
bel mit Lichtwellenleitern und Kabelelementen fest, die für 
die Außenanwendung in Kommunikationsnetzen einge-
setzt werden. Andere Anwendungen, die ähnliche Baufor-
men erfordern, können ebenfalls in Betracht kommen. In 
dieser internationalen Norm sind Anforderungen an Erd- 
und Röhrenkabel, Luftkabel und Kabel für die Durchque-
rung von Seen und Flüssen festgelegt. Ebenfalls enthalten 
sind Kabel für den speziellen Einsatz in der Kanalisation 
sowie in Wasser- und Gasleitungen. Bezüglich der Anwen-
dung als Luftkabel umfasst diese Norm nicht alle funktio-
nalen Aspekte von Kabeln, die in der Umgebung von Hoch-
spannungs-Freileitungen eingesetzt werden. Im Falle einer 
solchen Anwendung können zusätzliche Anforderungen 
und Prüfverfahren erforderlich werden. Diese Norm gilt 
nicht für Lichtwellenleiterkabel, die an Phasen- oder Erd-
seilen von Hochspannungs-Freileitungen angehängt sind. 

3.1.17 DIN EN 60794-3-20 VDE 0888-320:2017-06 Licht-
wellenleiterkabel

Dieser Teil von IEC 60794 ist eine Familienspezi�kation 
und gilt für selbsttragende LWL-Fernmelde-Luftkabel. 
Anforderungen der Rahmenspezi�kation IEC 60794-3 für 
Röhren-, Erd- und Luftkabel gelten für Kabel dieser Norm.
Selbsttragende LWL-Fernmelde-Luftkabel im Sinne dieser 
Norm haben einen Kabelau�au mit ausreichenden Zug-
entlastungselementen und sind für die Au´ängung an 

3.1.12 DIN EN 14229 - Holzbauwerke - Holzmasten für  
Freileitungen (Stand 02-2011)

Diese Europäische Norm legt Anforderungen an einzelne, 
vorbeugend mit Holzschutzmittel behandelte oder unbe-
handelte Holzmasten für Freileitungen unter Biege- oder 
Druckbeanspruchung fest (Masten, die als Holzträger ver-
wendet werden, sind von ihr nicht abgedeckt). 

Sie behandelt Prüfverfahren, die Bestimmung charakteris-
tischer Werte und Verfahren zur Festlegung von Dauerhaf-
tigkeit und Dimensionen. In ihr werden außerdem Grund-
sätze für die visuelle Sortierung festgelegt.

3.1.13 RPS2009 - Richtlinie für passive Schutzeinrichtungen 
durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme 

In der RPS sind der Einsatz und die Anwendung von Fahr-
zeug-Rückhaltesystemen (FRS) geregelt.

Diese sollen die Folgen von Unfällen so gering wie möglich 
halten. Sie kommen in Frage

•	 zum	Schutz	unbeteiligter	Personen	oder	schutzbe-
dürftiger Bereiche neben der Straße oder des Ge-
genverkehrs bei zweibahnigen Straßen.

•	 zum	Schutz	der	Fahrzeuginsassen	vor	schweren	Fol-
gen infolge Abkommens von der Fahrbahn, z.B. bei 
einem Absturz oder vor dem Anprall an gefährliche 
Hindernisse neben der Fahrbahn.

3.1.14 TH Holzmasten - Technischer Hinweis Imprägnierte 
Holzmasten (Stand 10-2011) 

Dieser vom Forum für Netztechnik/Netzbetrieb im VDE 
(FNN) erstellte technische Hinweis (TH) gilt für imprä-
gnierte Holzmasten, die in den Netzen der elektrischen 
Energieversorgung und der Telekommunikation sowie 
zum Zwecke der Beleuchtung verwendet werden. 

Die DIN EN 14229 stellt die normative Grundlage für die-
sen technischen Hinweis dar. 

Ergänzend zur DIN EN 14229 werden Anforderungen für 
die Herstellung, Kennzeichnung und Lieferung impräg-
nierter Holzmasten beschrieben und Hinweise für deren 
Verwendung gegeben. 



32

Masten und ähnlichen Einrichtungen ohne Zuhilfenahme 
anderer stützender Drähte oder Leiter vorgesehen. ADSS-
Kabel an Starkstromleitungen, für die spezielle Mantel-
werkstoffe hinsichtlich Kriechwegbildung und Erosionsbe-
ständigkeit erforderlich sind, sowie andere Kabelau�auten 
für Hochspannungsanwendungen werden in dieser Norm 
nicht behandelt.

3.1.18 DIN EN 60794-3-21 VDE 0888-14:2016-10 Lichtwel-
lenleiterkabel

Dieser Teil der IEC 60794 ist eine Produktspezi�kation. Sie 
enthält die genauen Anforderungen für selbsttragende 
LWL-Fernmelde-Luftkabel für anwendungsneutrale Stand-
ortverkabelung, um die Kompatibilität mit ISO/IEC 11801 
und ISO/IEC 24702 sicherzustellen. Die Anforderungen der 
Familienspezi�kation IEC 60794-3-20 und der Rahmenspe-
zi�kation IEC 60794-3 gelten für alle Kabel, die von dieser 
Norm erfasst werden.

3.1.19 DIN EN 61663-2 (VDE 0845-4-2), Blitzschutz -  
Telekommunikationsleitungen - Teil 1: Leitungen mit 
metallischen Leitern

Dieser Teil der IEC 61663 gilt für den Blitzschutz von Tele-
kommunikations- und Signalleitungen mit metallischen 
Leitern, die sich außerhalb von Gebäuden be�nden  
(z.B. Zugangsnetze, Leitungen zwischen Gebäuden).

Zweck dieser Norm ist der Schutz der Telekommunikati-
onsleitungen und der daran angeschlossenen Einrichtun-
gen gegen die direkte und indirekte Blitzbeein¦ussung 
durch Begrenzung des Schadensrisikos auf Grund von 
in diesen Leitungen wahrscheinlich auftretenden Über-
spannungen und Überströmen auf Werte, die kleiner oder 
gleich dem zulässigen Schadensrisiko (Ra) sind.
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4. Mitwirkende
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